


Geleitwort 

Grußwort des Bürgermeisters 
Dr. Wilhelm Fay - Frankfurt 
Gern komme ich der Bitte nach, ein Grußwort zur Bildungskonfe­
renz des Rei,chsbanners Schwarz-Rot-Gold - Bund aktiver Demo­
kraten e. V. am 23. und 24. Oktober 1971 in Wiesbaden zu schrei­
ben. 
Wir alle kennen die von mancherlei Stürmen gekennzeichnete Ge­
schichte dieser Vereinigung in den vergangenen Jahrzehnten. Zur 
Verteidigung der Demokratie und der Weimarer Republik hatten 
sich die Mitglieder des Rei,chsbanners einst zusammengeschlossen, 
ohne die deutsche und weltweite Katastrophe aufhalten zu können. 
Viele Freunde mußten ihr mutiges Eintreten für Recht und Men­
schenwürde mit dem Leben oder ihrer Gesundheit büßen. Ihnen 
werden wir immer Dank schulden. 
Da die Ziele, denen sich das Rei,chsbanner verschrieben hat, in 
unserer Zeit noch genauso aktuell und erstrebenswert sind, war 
es vor einigen Jahren eine gute Entscheidung, den Verband neu 
zu gründen. Damit vereinigen diese Ziele auch heute demokratisch 
gesinnte Mitbürger unabhängig von ihrem parteipolitischen Stand­
ort zum Besten der Bundesrepublik und des ganzen Deutschen Vol­
kes. 
Ich wünsche der Bildungskonferenz einen guten Verlauf und dem 
Reichsbanner eine weitere erfolgreiche Arbeit. 

Dr. Wilhelm Fay 
Bürgermeister der Stadt Frankfurt am Main 
und Ehrenvorsitzender der Hessischen CDU. 

Im Namen der städtischen Körperschaften heiße ich alle Delegier­
ten und Gäste, die in die hessische Landeshauptstadt Wiesbaden 
zur Bildungskonferenz des Reichsbanners kommen, auf das herz­
lichste willkommen. Ich brauche wohl nicht zu betonen, daß ich es 
für eine große Ehre erachte, daß das Reichsbanner sich wiederum 
entschlossen hat, eine seiner wichtigen Konferenzen in Wiesbaden 
abzuhalten. 
Unser demokratischer Staat wird nur Bestand haben können, wenn 
die politische Bildungsarbeit intensiviert und konzentriert werden 
kann. Denn nur das Wissen um die zusammenhänge in Staat und 
Gesellschaft, in Wirtschaft und Politik, können Verständnis für not­
wendige politische Entscheidungen wecken und die dafür erforder­
lichen Wissensvoraussetzungen schaffen. Das Reichsbanner, der 
Bund aktiver Demokraten, hat seit eh und je sich diese hohe staats­
bürgerli.che Bidlungsaufgabe zum Ziel gesetzt. Dafür sei ihm auch 
an dieser Stelle nachdrücklichst gedankt. 
Mit großem Eifer und Energie hat das Reichsbanner gemeinsam 
mit den demokratischen Kräften schon in der Weimarer Republik 
versucht, nicht mit Gewalt, sondern mit besseren Argumenten den 
Terror und die Gewalt zu verhindern. Nach 1945 waren die Reichs­
banner-Leute wieder zur Stelle, als es galt, einen neuen demo­
kratischen Staat aufzubauen. Ihr Vorbild, ihr beispielhaftes Ver­
halten haben in unserem Staat tiefe Spuren hinterlassen. Demo­
kratie so verstanden ist das beste Regulativ gegen die leider in 
unseren Tagen zu beobachtende Radikalisierung in der politischen 
Auseinandersetzung. Es wird darauf ankommen, daß wir die Fein­
de der Demokratie nicht nur rechtzeitig erkennen, ihren politischen 
Standort und ihre Argumente analysieren, sondern mit den bes­
seren Ideen, den besseren Beispielen, der besseren Politik sie 
an ihrer unheilvollen Entfaltung zu hindern. • 
In diesem Sinne wünsche ich der Bildungskonferenz des Reichs­
banners in Wiesbaden einen vollen Erfolg in der Hoffnung, daß 
auch diese Konferenz wieder weit ins Land hinein ausstrahlen und 
Wirkung haben wird. 

Oberbürgermeister 
,der Landeshauptstadt Wiesbaden 

Grußwort der CD U 
Für den Landesverband meiner Partei überbringe ich die Grüße 
der Christlich-Demokratlischen-Union Hessens. Auch derjenige, 

der die Rolle der Parteien ho,ch einschätzt, weiß um die Bedeutu~g 
überparteilicher Organisationen im demokratischen Staat. Gerade 
der durch sie gekennzeichnete vorpolitische Raum gibt dem Bür­
ger mannigfaltige Möglichkeiten der Information und Diskussion. 
Das ist unverzi,chtbar in einer Zeit, in der extreme Gruppen ent­
schlossen angetreten sind, das Gefüge unserer Ordnung zu er­
schüttern. Die Toleranz der Demokraten darf sich nicht in schwei­
gendem Zusehen ausdrücken. Sie muß sich vielmehr jener Mittel 
bedienen, die unsere Waffen zur Verteidigung der Freiheit sind: 
die Bereitschaft zum Bekenntnis, das offene Wort, die Aufklärung 

des Bürgers. Tradition und Selbstverständnis des „Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold" sind ein Garant dafür, daß dieser Bund über­
zeugter Demokraten einen wertvollen Beitrag zur Wahrung demo­
kratischer Belange leistet. Die Thematik Ihrer Bundesbildungs­
konferenz ist Ausdruck der gemeinsamen Sorge. Umso mehr 

wünschen wir dieser Veranstaltung einen vollen Erfolg. 

Fritz Kramer, MdL 



Bildungsarbeit als unsere Aufgabe? 
von August Kerger 

Wer vor 1933 als Mitglied des Reichsbanners aktiv in das politische 
Geschehen in der Weimarer Republik eingegriffen hat, der weiß, 
daß es bei unserer Auseinandersetzung mit den Feinden der De­
mokratie und der Republik in der Hauptsache darum ging, den 
Schutz von Versammlungen demokratischer Parteien und Organi­
sationen zu gewährleisten und in bitterer Notwehr physische Angrif­
fe ebenso abzuwehren. Darüber hinaus haben wir dur;ch macht­
volle Aufmärsche und Demonstrationen in Stadt und Land gezeigt, 
daß wir eine Kraft waren, mit der Hakenkreuz und Stahlhelm, aber 
auch die Totalitären von der anderen Seite, die uns als „Sozial­
faschisten" beschimpften und bekämpften, rechnen mußten. Ent­
schiedene Demokraten aus dem sozialdemokratischen, liberalde­
mokratischen Lager, aus dem Zentrum und den Gewerkschaften 
marschierten bei uns Seite an Seite. Es waren die besten, mutig­
sten und meist auch zuverlässigsten Kräfte der demokratischen 
Mitte und _Linken, die im militanten Reichsbanner, das leider zu 
spät und damit vergeblich den Charakter einer paramilitärischen 
Organisation annahm, zusammenstanden - bis zum bitteren Ende. 
Und nach 1945 - ohne die bescheidenste Wiedergutmachung bis 
heute! 
Schon damals haben wir versucht, in unseren eigenen Veranstal­
tungen neben den technischen und organisatorischen Dingen unse­
ren Kameraden besondere politische Informationen und das Wis­
sen um die politischen zusammenhänge (politische Bildung) zu 
vermitteln; mit eigenen Vorstellungen und unter Zuhilfenahme von 
entsprechenden -Einrichtungen der Parteien und der Reichszentral·e 
für Heimatdienst. Unsere Kameraden benötigten dieses Wissen für 
die Auseinandersetzungen in den öffentlichen Versammlungen, für 
die Werbung und für die Diskussionen, die damals auf offener 
Straße ausgetragen wurden. Sie konnten dadurch mit guten Argu­
menten überzeugen und die schamlose Propaganda der Republik­
feinde entlarven. Dazu hatten wir auch zwei gute Wochenzeit­
schriften. 
Heute, e,inige Jahrzehnte nach 1933 und nach einer Reihe von Jah­
ren, in,denen wir versucht haben, unter sehr großen Mühen unse­
ren Bund unter veränderten Bedingungen wieder zu aktivieren, 
spielt die politische Informations- und Bildungsarbeit bei uns allen 
wieder eine wichtige Rolle . 

. Unsere bisherigen zentralen Veranstaltungen in Bonn-Beuel und 
in Hannover waren wohlge,lungen und hatten ein hohes Niveau. Es 
muß trotzdem gesagt werden, daß die Ausstrahlung und die Aus­
wirkung solcher Veranstaltungen auf unsere praktische Tagesar­
beit noch nicht ganz befriedigte. Nun führen wir am 23. und 24. 
Oktober in Wiesbaden unsere 3. Bildungsve-ranstaltung •durch, 
wiederum mit einem Programm, das sich sehen lassen kann und 
mit prominenten und sachkundigen Referenten. Aber damit kann 
es nicht genug sein. Die nächsten Bundesvorstandssitzungen und 
spätestens die nächste Bundeskonferenz werden sich sehr ver­
bindlich und realistisch festlegen müssen, ob und wie die Arbeit' 
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unseres Bundes trotz der erheblichen uns im Wege stehenden und 
andauernden Schwierigkeiten in der bisherigen Form oder geändert 
fortgesetzt wird. Bei jed-e,r Entscheidung wird die Frage, ob die po­
litische Bildungsarbeit _für uns eine echte Aufgabe ist und bleiben 
soll, bejaht werden müssen. 
Dazu käme, wie schon gesagt, die politische Aktion und damit das 
bessere und sichtbarere Auftreten in der Öffentlichkeit und das 
Abstreifen uns nicht wehe tuender, aber auch ni.chts nützender Tra­
ditionsfesseln - ohne unsere Vergangenheit zu leugnen und uns 
wenn nötig, mit Stolz auf das was war, berufen. me, politische 
Polarisation in der Bundesrepublik nimmt zu, alte und neue natio­
nalistische Falschmünzer treiben munter ihr Unwesen, das schein­
bar zurückgehende Rabaukentum des Rechtsextremismus ist nur 
die Spitze eines Eisbergs reaktionärer und restaurativer Kräfte. 
Und die sich fälschlich „links" nennenden Extremisten mischen 
munter mit. Wir müssen diesen politischen Kräften entgegentreten. 
Mit guten politischen Überzeugungen und solidem politischem 
Wissen versehen, haben wir die Pflicht, unser-en Bund zu einem 
kämpferischen Schutzbund zu reorganisieren. Erst wenn uns das 
gelingt, werden wir ernster genommen und gewinnen neue und vor 
allen Dingen jüngere Freunde, die etwas von einer kämpferischen 
Demokratie halten. Dann verschwindet auch das mitleidige Lächeln, 
mit dem uns einige Leute abtun möchten, die uns helfen könnten 
und sollten, ohne unsere Eigenständigkeit zu beschneiden. Mehr 
Demokratie können wir nur erreichen und die Forderung nach ihr 

. glaubwürdig machen, wenn wir ·die Feinde einer freiheitlichen 
und fortschrittlichen parlamentarischen Demokratie angreifen, wo 
sie in Erscheinung treten - und dabei auch mit Worten für ihre 
Kennzeichnung nicht zimperlich sind. Wir dürfen nicht erst abwar­
ten, bis uns die Widersacher der Demokratie wieder politisch und 
auch physisch wund schlagen. • 
Für die geistige Auseinandersetzung wollen wir uns auf unserer 
Veranstaltung in Wiesbaden neue Erkenntnisse, holen, das ist eine 
Aufgabe. Und gleich danach oder zugleich, bedarf es dann der Maß­
nahmen, die das Ziel haben, unseren Bund für die politische Aktion 
wirksamer werden zu lassen. Das ist die andere, glei,ch wichtige, 
ja für die Existenz unseres Bundes geradezu entscheidende Auf­
gabe. 

3. politische Informations- und 
Bildungsveranstaltung 
Samstag, den 23. und Sonntag, den 24. Oktober 1971 
im Sozialheim der Arbeiterwohlfahrt, Wiesbaden 
Unter den Eichen 1 

Veranstaltungsfolge: 
Samstag, 23. Oktober 1971 
10.00 Uhr Eröffnung der Veranstaltung und Begrüßung der 

Teilnehmer 
10.30 Uhr 
1. Vortrag: ,,Probleme der Inneren Führung der Bundeswehr" 

Referent: Oberstleutnant Joachim Dei.chsel, 
von der Schule der Bundeswehr für Innere Führung. 
Anschließend Aussprache. 

12.30 -15.00 Uhr Mittagspause 
15.15 Uhr 
2. Vortrag: ,,Sicherheit und Ordnung in einem Rechtsstaat" 

Referent: Staatsminister a. D. Dr. Johannes E. Strelitz. 
Anschließend Aussprache. 

Ab 17.30 Uhr Freizeit, Abendessen und geselliges Beisammensein. 

Sonntag, 24. Oktober 1971 
10.00 Uhr 
3. Vortrag: ,,Hat der politische Extremismus in der 

Bundesrepublik noch Chancen?" 
Referent: Reg. Direktor Hans Joachim Schwager! 

vom Hess. Min. d. Innern. 
Anschließend Aussprache. 

Abschließend Zusammenfassung der Ergebnisse der Veranstaltung. 
Teilnahmeberechtigt sind alle dem Bundesvorstand gemeldeten 
Teilnehmer und eingeladene Gäste. 

REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD 
Bund aktiver Demokraten e. V. 

Der Bundesvorstand 
gez.: Christian Weiß 

1. Bundesvorsitzender 



Gute Fahrt! 
Unser Kamerad Eri,ch Knapp, der insgesamt 8 Jahre in Amerika, 
Afrika und Asien gelebt hat, bestärkte Bundespräsident Heinemann 
in seiner Absicht, zur 2500-Jahr-Feier der persischen Monarchie 
nach Persepolis zu fliegen. Seine Argumente sind gleich weit ent­
fernt von den indiskreten Sentimentalitäten der „Soraya-Presse" 
wie von den Gewalttätigkeiten und Aktionen falsch informierter 
Jugend, die die Dümmlichkeit ihrer Eltern durch „linke" Borniert­
heit auszugleichen versucht. Beide Standpunkte, die der .Älteren 
und der Jugend, bezeichnen -das niedrige politische Niveau in der 
Bundesrepublik. 
Knapps Argumente widersprechen aber auch den Versuchen Mos­
kau-komm·unistischer Studentenfunktionäre, die der bundesdeut­
schen Außenpolitik ,Entscheidungen aufzwingen wonen, die weder 
im Geiste Karl Marx' noch in unserem Interesse liegen. Darüber 
kann auch der heuchlerische Hinweis auf die persische Geh,eim­
polizei nicht hinwegtäuschen. So traurig die Brutalisierung der Po­
lizeien auch ist - wenn wir an Folte•rungen außenpolitischen An­
stoß nehmen wollen, dann müssen wir konsequent sein. Dann 
müssen wir zu fast allen Staaten der Welt die Beziehungen ab­
brechen. Dann müssen wir nicht nur die DDR des Schießbefehls 
an der Mauer ächten, sondern auch den des Münchner Oberstaats­
anwalt Sechser. Uns überzeugen die Parolen nicht, die völlig will­
kürlich Ghaddafi oder Sadat als „Progressive" und den Schah 
oder Bourguiba als „reaktionäre Faschisten" bezeichnen. Sorgen 
wir erst mal für Demokratie und Freiheit von nazistischen Über­
resten bei uns, bevor wir fremde Länder verurteilen! 
Das Bundespräsidialamt ließ wissen, daß es die Argumente Erich 
Knapps den Kritikern der Persienreise zugehen lassen will. Wir 
drucken den Brief des Kameraden Knapp ungekürzt ab, der auch 
nichts an Aktualität verloren hat, wenn an Stelle des erkrankten 
Herrn Bundespräsidenten, dem wir von Herzen baldige Genesung 
wünschen, . ein anderer Repräsentant die Bundesrepublik bei den 
Feiern vertritt. 

Sehr verehrter Herr Bundespräsident, 
Sie erfahren in diesen Tagen einige Kritik wegen Ihrer geplanten 
Reise nach Persepolis. Soweit diese Einsprüche vom VDS kommen, 
bedürften sie ihrerseits Kritik: an der Quelle ihrer Kenntnisse per­
sischer Verhältnisse. Die Quelle ist trübe, weil sie dem Haß de­
possedierter Feudalistensöhnchen entspringt; das Buch Nirumands 
ist widerlegt worden, und der tragische Tod Benne Ohnesorgs kann 
uns nicht auf Irrtümer fixieren. 
Gestatten Sie bitte einem demokratischen Sozialisten, ,der die 
,,Dritte Welt" aus jahrelanger Tätigkeit am Ort kennt, einige Argu­
mente für Ihre Reise anzuführen. 
Es ist außerord·entlich schematisch gedacht, wenn man glaubt, die 
Alternative zur persischen absoluten Monarchie seien Demokratie 
und Sozialismus. Natura non facit saltus - auch nicht unter den 
Menschen. In einer vorwiegend feudalen Gesellschaft kann eine 
grundstürzende Revolution bestenfalls e,ine „bolschewistische" Ent­
wicklungsdiktatur sein mit Grausamkeiten und Militarisierungen, 
die denen des he•utigen persischen Staates nicht nachstehen. Bes­
ser marxisch wäre es, erst die bürgerliche Etappe sich entfalten 
zu lassen. Das Fußfassen 1des leninistisch, maoistisch usw. adap­
tierten Marxismus in unterentwickelten Ländern hat nicht zuletzt 
die Versuche europäischer Marxisten, im entwickelten Europa einen 
humanen Sozialismus zu errichten, bei den Massen und Gebildeten 
diskreditiert. Die akute Notwendigkeit angesi,chts des kapitalisti­
schen Chaos (Umweltverschmutzung, Ausbeutung durch die „De-k­
kung" künstlich erzeugter „Bedürfnisse", militärisch-industrieller 
Komplexe", die Verschmutzung des humanen Kerns der Menschen 
durch Entfremdung und Atomisierung usw.) einen Sozialismus mit 
menschlichem Gesicht aufzubauen, wird bis heute durch die Kennt­
nis der Westeuropäer von der Grausamkeit und Unfähigkeit der 
leninistischen GeseHschaftsordnung aus dem Bewußtsein verdrängt. 
Man kann dagegen einwenden, daß dies egoistisch gedacht ist. An 
diesem iEinwand stimmt nur eines: Selbstverständlich bleibt der 
Leninismlis-Maoismus-Fidelismus ungeachtet der Nachteile, die 
er dem europäischen Sozialismus bringt, das legitime Auskunfts­
mittel jener Völker, denen sich eine andere Entwicklungsdiktatur 
nicht anbietet. 
Das aber scheint im Iran nicht der Fall zu sein. Dieses Land wird 
entwickelt, obgleich zuzugeben ist, daß eine Diktatur der Tudeh­
Partei wahrscheinlich die konsequentere Entwicklung mit geringe­
rer Korrupti.on bedeuten könnte. Aber durch Ihr Wegbleiben von 
Persepolis, Herr Bundespräsident, käme diese Par:tei keinen Schritt 
näher zur Macht. 
Ausschlaggebend für das Befürworten Ihrer Reise aber ist ein Mo­
ment, das Sie sich nicht zu eigen machen werden, das ich aber nicht 
unterschlagen kann. Die Feier des 2500jährigen Bestehens der per­
sischen Monarchie, also Persiens, da es ein nichtmonarchisches 
nie gab, bedeutet ein Zurückgreifen auf vorislamische Traditionen. 
Mit dieser Feier wird eine intellektuelle Revolution eingeleitet, die 
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wahrscheinlich tiefer pflügen wird als die kemal'istische mit ihrem 
Rückgriff auf die Hethiter. 
Wer den „Milie,u-lslam" kennt - ich variiere Carl Amerys Begriff 
des Milieu-Katholizismus - und weiß, daß er das Leben der von 
ihm befallenen Völker in einer moralisch-geistigen Gefangenschaft 
und Korruption hält, die durch Hinweise auf die angeblich reine 
Lehre des Kaufmanns, Feudalisten, Erotomanen und blutigen Er­
oberers Mohammed nicht wegdisputiert werden kann - der muß sich 
freuen, daß den Persern durch die Verlängerung ihrer historischen 
Perspektive in die reiche, zivile, verfeinerte vorislamische Vergan­
genheit ein Tor in eine freiere Zukunft aufgestoßen wird. Ein Tor, 
das im Vergleich zum westlich,en, also fremderen Marxismus einem 
ganzen Volk erlauben kann, im Einklang mit sich selbst die Befrei­
ung vom arabischen Feudalismus zu vollziehen. Das weitere müs­
sen wir künftigen Generationen der P'erser überlassen. • 
Gute Fahrt und gute Heimkehr! 

gez. E. Knapp 

Gelesen, zitiert und kommentiert 
Was ist mit Wolf von Strachwitz? 
„Wie eine Bombe hat in Bonner politischen Kreisen ein Le-serbrief 
eingeschlagen, den der Adjutant beim Oberkommandierenden der 
Landstreitkräfte Europa Mitte, der Major der Bundeswehr, Wolf 
Freiherr von Strachwitz, in der zum Springer-Konzern gehörenden 
,,Welt" veröffentlicht hat. 
Darin heißt es unter anderem wörtlich: ,,Die heutige Politik der 
SPD ist viellei·cht nur aus der Person des Kanzlers zu verstehen. 
Er hat es ,erreicht, daß man im Lager der Kritiker wieder von vater­
landslosen Gesellen sprechen kann, weil sie einen Kurs ihrer Par­
teiführung zulassen, der gegen Deutschland geri,chtet erscheint. 

rechne 

Dem Bundeskanzler kann man es kaum übelnehmen, wenn er keine 
besondere Vaterlandsliebe für das Deutschland in den Grenzen 
von 1937 hegt. E,r hat in diesem Land wenig Freude gefunden ... 
yerurteil,enswert ist aber die politische Kurzsichtigkeit derer, die 
ihm das Mandat gaben, innerhalb der Partei und in den Reihen 
der Wähler von 1969." 
Zu diesen Äußerungen erklärte der stellvertretende Vorsitze-nde des 
Verteidigungsausschussses des Deutschen Bundestages, Hermann 
Schmidt: 
,,Das ist eine große Schweinerei. Das werden wir nicht hinnehmen. 
So hat es damals in Weimar angefangen." Schmidt kündigte an, 
er werde sofort den Bundesverteidigungsminister informieren und 
außerdem eine Behandlung des Skandals im Verteidigungsaus­
schuß des Bundestages veranlassen, dessen Vorsitzender der CDU­
Abgeordnete Zimmermann ist. Das Verhalten des Majors von 
Strachwitz könne auf keinen Fall geduldet werden. 

Minister Schmidt ordnete Untersuchung an 

Bundesverteidigungsminister Schmidt hat eine Disziplinaruntersu­
chung gegen den Adjutanten des Oberbefehlshabers der alliierten 
Streitkräfte Europa-Mitte, Major Wolfram Freiherr von Strachwitz, 
angeordnet. Wie ein Sprecher des Bundesverteidigungsministe­
ri_~m_s mittei!tr~, soll die _in einem Leserbrief enthaltene scharfe per­
sonl1che Knt1k des MaJors an Bundeskanzler Brandt einer diszi­
plinarischen Untersuchung un.terzogen werden. 

Wir fragen: 

Was ist aus der Untersuchung geworden? 

(Freiheit und Recht, BVN, 10/1971) 

Es dürfte do.ch sicherlich nicht schwerfallen, eine disziplinarische 
Untersuchung schnell und gründlich durchzuführen. Schließlich 
handelt es sich um keine Bagatellsache. Immerhin sind schon viele 
Wochen seit dem Vorfall vergangen. 

mit der BfG1
:) 

·•~BfG o, 
Bank für Gemeinwirtschaft 

Wenn ich Geld anlegen will. Oder wenn ich Geld brauche. 



Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 

Bremen,Weser-Ems 
Der Landesverband Bremen/Weser-Ems tagte in Bremen. 
Aus allen Ortsbereichen des Landesverbandes Bremen/We,ser-Ems 
nahmen Delegierte an der für den 2. Oktober 1971 einberufenen 
Landeskonferenz ,teil. Die Spandauer, die mi't ihren F.rauen zwei 
Tage zu Besuch in Bremen weilten, waren mit 15 Kameraden ver­
treten. Der Landesverband Hamburg, der dem neu gebildeten Ar­
beitskre·is Nordwest angehört, entsandte die beiden Kameraden 
Haevke und Gerke. 
Pünktlich konnte Kamerad Heinrich Meißner, stellvertretender Or.ts­
vorsitzender in Bremen, die Landeskonferenz eröffnen und alle 
auswärtigen Kameraden begrüßen. Die zwei Streitfragen, die auf 
der Tagesordnung standen: 

1) politischer Bericht des 
Landesvorsitzenden Dietrich Westermann, 

2) Namensänderung unserer Organisation 
führten zu e,iner bisher noch nie dagewesenen Beteiligung. 
Absi.cherung nach rechts und links war der Inhalt des Berichtes von 
Kamerad Westermann. Durch seine harten und kurzen Formulierun­
gen provozierte er eine rege Diskussion. Es sei notwendig, die 
Grenzen unserer politischen Tätigkeit nach rechts und links abzu­
stecken und unserer Organisation noch mehr politisch,en Inhalt zu 
geben, um weiterbestehen zu können. Den Berei.ch des politischen 
Wirkens zog Westermann vom Ahlener CDU-Programm bis zur 
SPD. Wenn man die letzten Landtagswahlen betrachte•t, meinte W., 
so zeige die Entwicklung, daß die CDU, als soziale Volkspartei 
gegrünaet, heute in die Gefahr gerät, eine lnter•essenvertreterin 
des Großkapitals mit rechtskonservativem Einschlag zu werden. 
Wir betrachten die CDU insgesamt nach wie vor als eine für uns 
,tragende Partei. Wir dürfen aber nicht so tun, als arbeiten wir noch 
in den zwanziger Jahren,als die, Feinde der Freiheit offen agierten. 
Zur Mitbestimmungsfrage 1der Arbeitnehmer führte Kamerad 
Westermann u. a. aus: Das Großbesitztum, dessen Werke durch 
sein eigenes Verschulden im zweite,n Weltkrieg zerschlagen und 
nach 1945 durch die demokratische Arbeiterschaft wieder aufgebaut 
wurden, hat heute nicht nur eine wirtschaftliche, sondern vor allem 
eine politische Macht, die eine Gefahr für de·n Bestand unserer 
freiheitlichen Demokratie werden kann. Es wäre zweckmäßig, dem 
Großbesitztum die politische Macht zu nehmen, damit wir die 
demokratischen Freiheiten behalten, die wir noch genießen. 
Zu jenen Kräften, die• Hitler in den Sattel halfen und die zu dem 
Teufelskreis gehörten, die Deutschland in den Abgrund stürzten, 
könne man kein Vertrauen haben. Deshalb sei es notwendig, daß 
sich das Reichsbanner für die paritätische Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer einsetzt und diese Gewerkschaftsforderung unterstützt. 
In einer einstündigen Diskussion verneinten die Redner den Begriff 
„tragende Parteien" für unsere Organisation. Es se·i schwierig, eine 
ganz klare politische• Linie herauszukristallisieren, die als Trenn­
strich zwischen rechts und links gel.ten könne. Es wurde die Ab­
sicherung nach rechts und links - vom sozialliberalen Flügel der 
CDU einerseits bis zur SPD auf der anderen Seite - gefordert. Die 
Überparteilichkeit und Unabhängigkeit des Rei.chsbanners müßte 
aber unbedingt bewahrt bleiben. 
Zum zweiten Punkt der Tagesordnung wurden zwe'i. weitere Namen 
für unsere Organisation zur Diskussion gestellt: a) Republika­
nischer Schutzbund, vormals Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, b) 

Demokratische Selbstschutz-Organisation (Desso), vormals Re·i,chs­
banner Schwarz-Rot-Gold, ausgehend von der Widerstandsklausel 
zum GG Artikel 20, Absatz 4. 
Starke Meinungsverschiedenheiten wurden sachli.ch vorgetragen. 
Nicht eine Namensänderung, sondern der politische Inhalt unserer 
Organisation sei entscheidend. An dem Tagesgeschehen der Innen­
und Außenpolitik teilzunehmen sei maßgebend, um das Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold wieder zu dem zu mach,en, was es vor 
1933 war. Es se·i notwendig, unseren Bund mit neuem politischem 
Leben zu erfüHen. 

Es wurde beschlossen, auf Ortsvereinsbasis beide Punkte weiter 
zu behandeln. Wenn es die finanzielle Lage erlaubt, soll noch vor 
der Bundeskonferenz im Jahre 1972 eine Landeskonferenz statt­
finden, um einen gemeinsamen Beschluß zu fassen, damit even­
tuelle satzungsändernde Anträge eingereicht werden können. 
Auch ·die Mitgliederbeiträge kamen auf •der Konferenz zur Sprache. 
Da der Mindestbeitrag von DM 1.- durch die neue Anhebung der 
Postgebühren nicht mehr aufrechterhalten werden kann, wurde be­
schlossen, den Mindestbeitrag ab 1972 auf DM 2.- (für Rentner und 
Frauen DM 1.-) festzulegen. 
Die Landeskonferenz nahm ferner eine Entschließung an, in der 
es heißt, daß das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold alle jene Par­
teien und Gruppen bekämpft, die eine abenteuerliche Politik an­
streben und ein Wiederaufleben des verhängnisvollen Nationalis­
mus fördern. Das bedingt eine kritische Betrach,tungsweise der 
Innen- und Außenpolitik der jeweiligen Regierung und der poli­
tischen Organisation und Gruppen. Die Mitbestimmung der Bürger 
in allen Lebensbereichen ist die Voraussetzung für die Entstehung 
eines politisch-demokratischen Bewußtseins. Die Landeskonferenz 
is.t weiter der Meinung, daß es heute keine demokratischen Kräfte 
gibt, die bereit wären, für die Erhaltung der demokratischen Frei­
heiten in einer Situation wie 1933 ihr Leben einzusetzen. Deshalb 
sei es erforderlich, sich aktiv im Sinne der Widerstandsklausel 
im GG Artikel 20, Absatz 4 zu betätigen. Zum Schluß betont die 
Entschließung: ,,Ni,cht wenn es zu spät ist, sondern jetzt schon 
Widerstand leisten, wenn Frieden und demokratische Freiheiten 
bedroht sind." -
Den Abschluß der Landeskonferenz bildete am Abend ein gemüt­
liches Beisammensein. Musikalische Darbietungen und Tanz sorg­
ten für gute Stimmung. Auch hier war die Jugend stark vertreten. 

Dietrich Westermann, 1. Landesvorsitzender 
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Kennen Sie Rüsselsheim? Die aufstrebende Stadt am Untermaiin zählt heute über 63 000 Einwohner 

Nicht nur das bedeutende Opelwerk gibt der Stadt ihr Gepräge: 

e moderne Wohngebiete mit Einkaufszentren 
weiträumige Parkanlagen und Erholungsgebiete 
zahlreiche Sportanlagen für Wettkämpfe aller Art 
gepflegte Gaststätten und Hotels 

e bevorzugter Quartierort für Durchreisende 
und Besucher des Rhein-Main-Gebietes 
20 Minuten Fahrzeit nach Frankfurt, Mainz, Wiesbaden 
und zum Rhein-Main-Flughafen 

Außerdem bietet Rüsselsheim kulturelle Einrichtungen 
von großstädtischem Format: 
e Theater- und Musikveranstaltungen, Volkshochschule 
e moderne städtische Bücherei 
e Hallenbad und Freibad mit vorgeheiztem Wasser 
e Waldschwimmbad mit großen Spielwiesen 
e Stadion für 15 000 Zuschauer, Schwimmbad am Stadion 
e Rollschuhbahn sowie Kleingolf- und Minigolfanlagen 
e Im Ostpark: Wildgehege und Spielgelände für Erwachsene 

und Kinder 

eine Stadt, in der die Gastfreundschaft zu Hause ist 
Besuchen Sie Rüsselsheim - eine sehenswerte moderne Stadt, die einen Besuch lohnt 

Auskünfte: Presse- und Verkehrsamt der Stadt Rüsselsheim, Rathaus, Telefon 6 9213 
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